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Joachim Gauck nimmt Amtsgeschäfte auf
Die Bundesversammlung hat am 18. März 2012 mit überwältigender 
Mehrheit Dr. h.c. Joachim Gauck zum elften deutschen Bundespräsi-
denten der Bundesrepublik Deutschland gewählt. Am Freitag wurde 
Joachim Gauck in einer gemeinsamen Sitzung von Bundestag und 
Bundesrat in seinem neuen Amt feierlich vereidigt. Die CSU-Landes-
gruppe gratuliert Joachim Gauck zu seiner Wahl zum Bundespräsi-
denten und wünscht ihm eine glückliche Hand, Freude an seinem 
neuem Amt und Gottes reichen Segen dafür.

Sehr geehrte Damen und Herren,  
liebe Freunde,

früher stand die Gesundheits-
politik vor allem dann im 
Mittelpunkt, wenn das Geld 
nicht gereicht hat. Dank der 
hervorragenden Entwicklung 
auf dem Arbeitsmarkt und 
den gesetzlichen Änderungen 
im Arzneimittelbereich sorgt die Gesund-
heitspolitik jetzt für ungewohnte Schlagzei-
len: Es gibt einen Milliarden-Überschuss bei 
Krankenkassen und Gesundheitsfonds. Der 
Überschuss scheint für so manchen ein will-
kommenes Präsent kurz vor der anstehenden 
Neuwahl in NRW zu sein. Forderungen nach 
der Abschaffung der Praxisgebühr bringen 
der FDP derzeit zwar Schlagzeilen, der 
Gesundheitspolitik aber überhaupt nichts. 

Für uns steht hier im Vordergrund, die Sta-
bilität und die Kontinuität zu wahren, und 
nicht vorschnell die Kassen zu leeren. Die 
Bundesbank hat Recht, wenn sie im aktuellen 
Monatsbericht erläutert, dass jede Änderung 
an der Finanzierung die Einführung von 
Zusatzbeiträgen beschleunigen würde.  

Auch die Rentenpolitik macht Schlagzeilen. 
In Kreuth hatte die CSU-Landesgruppe 
vier Punkte zur Rentenpolitik beschlossen. 
In den vorparlamentarischen Beratungen 
haben wir diese Vorschläge jetzt erfolg-
reich vorangetrieben. Wir erhalten trotz 
der Rente mit 67 das Absicherungsniveau 
bei der Erwerbsminderungsrente. Für einen 
flexibleren Übergang in den Ruhestand pas-
sen wir auch die Hinzuverdienstgrenzen an, 
damit jeder künftig durch Kombination von 
vorgezogener Rente und Hinzuverdienst das 
letzte Einkommen erreichen kann. Und wenn 
Menschen länger arbeiten, dann haben sie 
auch einen größeren Reha-Bedarf, deswegen 
heben wir die Mittel hierfür an. Für Selb-
ständige wird die Pflicht zur Altersvorsorge 
kommen, um Altersarmut vorzubeugen. Das 
alles zeigt: Mit Hartnäckigkeit in der Sache 
erreicht man gute Politik für die Menschen. 

Am vergangenen Wochenende 
trat zum 15. Mal seit dem Bestehen 
der Bundesrepublik Deutschland 
im Berliner Reichs-
tagsgebäude die 
Bundesversamm-
lung zusammen, 
um einen Nach-
folger für Christian 
Wulff zu wählen. 
Die christlich-so-
ziale Union war 
mit insgesamt 91 
Delegierten in der 
Bundesversamm-
lung vertreten – 
den 44 Bundes-
tagsabgeordneten 
der CSU-Landesgruppe und wei-
teren 47 vom Bayerischen Landtag 
gewählten Delegierten. 

Der ehemalige Pfarrer und Lei-
ter der Stasi-Unterlagenbehörde 
Joachim Gauck konnte bereits im 
ersten Wahlgang mit breiter Mehr-
heit die Wahl für sich entscheiden. 
Der gemeinsame Kandidat von 
Union, FDP, SPD und den Grünen 
erhielt 991 der insgesamt 1.228 
gültig abgegebenen Stimmen. 
Nach seiner Wahl stellte Gauck das 
Thema Freiheit in den Mittelpunkt 
seiner Ansprache. Aus dem Glück 
der Freiheit erwachse aber auch die 
Pflicht zur Verantwortung. Sowohl 
die Wahlbevölkerung als auch die 
Gewählten müssten für ihr Land 
Verantwortung übernehmen, so 
Joachim Gauck am Sonntag vor 
der Bundesversammlung. Deshalb 
betonte er in seiner ersten Rede als 
Bundespräsident die besondere 
Bedeutung demokratischer Wah

len. Es freue ihn besonders, gerade 
am 18. März zum Deutschen Bun-
despräsidenten gewählt worden zu 

sein. Denn an die-
sem geschichts-
trächtigen Datum 
fand im Jahr 1990 
die erste und ein-
zige freie Wahl zur 
Volkskammer der 
DDR statt. 

Nachdem Joa-
chim Gauck be-
reits am Montag 
se ine Amtsge-
schäfte als Bun-
despräsident auf-

genommen hatte, wurde er in einer 
gemeinsamen Sitzung von Bundes-
tag und Bundesrat am Freitag feier-
lich vereidigt. Als Bundespräsident 
möchte er für Freiheit eintreten, 
das Vertrauen in die Demokratie 
stärken, Ängste vermindern und die 
Integration ausländischer Mitbürger 
vorantreiben – so Joachim Gauck 
nach seiner Vereidigung, 

Für die CSU-Landesgruppe 
stellt Joachim Gauck eine ideale 
Wahl dar: Sein Lebensthema sind 
die Freiheit in Verantwortung und 
die Freude an der Freiheit. Die 
christlich-sozialen Abgeordneten 
gratulieren Joachim Gauck zu 
seinem Wahlergebnis und freuen 
sich, mit ihm einen Bundespräsi-
denten gefunden zu haben, der 
nicht nur für Mut und Optimismus 
steht, sondern auch Freude an der 
Demokratie ausstrahlt und diese 
an die Menschen in unserem Land 
weitergeben möchte. 

Foto: CDU/CSU-Bundestagsfraktion - Tobias ‚ToKo‘ Koch

Bundespräsident Joachim Gauck bei 
seiner Rede im Deutschen Bundestag

Dr. Reinhard Brandl MdB 

Mit freundlichen Grüßen
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Telefonhotline

Agrarpolitischer Bericht 

Leistungsfähige Landwirtschaft stärken
Die Bundesregierung hat in dieser Woche im Deutschen Bundestag ihren Agrarpolitischen Bericht 2011 vorgestellt. 
Deutlich wurde dabei einmal mehr, dass sich die deutsche und bayerische Land- und Ernährungswirtschaft unter 
der christlich-liberalen Koalition um Bundesministerin Ilse Aigner in einem hervorragenden Zustand befindet. 

Die CSU-Landesgruppe im Gespräch
Unter dem Motto „Ihre Meinung interessiert uns“ konnten am 20. März 
Bürgerinnen und Bürger aus Bayern bei der Telefonhotline der CSU-
Landesgruppe im Deutschen Bundestag anrufen und mit den christlich-
sozialen Abgeordneten über ihre Anliegen sprechen.

Zweimal im Jahr nehmen sich die 
Mitglieder der CSU-Landesgruppe im 
Deutschen Bundestag zwei Stunden 
lang Zeit, um mit den Bürgerinnen 
und Bürgern aus Bayern am Telefon 
ins Gespräch zu kommen. Unter einer 
kostenfreien Telefonnummer stehen 
die Abgeordneten dann 
den Anrufern im Rahmen 
einer Hotline-Aktion als 
Ansprechpartner für ihre 
Anfragen zur Verfügung. 

Die Telefonhotline nut-
zen die Bürgerinnen und Bürger 
gerne, um mit ihrem zuständigen 
Wahlkreisabgeordneten oder einem 
Fachpolitiker der CSU-Landesgruppe 
ihr Anliegen zu besprechen. Insge-
samt 558 Bürger aus Bayern riefen 
an, um mit den Abgeordneten zu 
sprechen – ein Rekordergebnis für die 
Landesgruppen-Hotline. Aufgrund 
der hohen Zahl der Anrufer konnten 

zeitweise nicht mehr alle Anrufe an-
genommen und an die Abgeordneten 
durchgestellt werden. Die Anliegen 
wurden deshalb schriftlich aufge-
nommen und anschließend an die 
Abgeordneten weitergeleitet.

Die Bandbreite der von 
den Anrufern angespro-
chenen Themen reichte 
von bundespolitischen 
Themen über regionale 
Fragestellungen bis hin 
zu ganz persönlichen 

Anliegen. Die Mitglieder der CSU-
Landesgruppe freuen sich über die 
zahlreichen Anrufe von Bürgerinnen 
und Bürgern aus ganz Bayern, denn 
die Telefon-Hotline stellt für die 
christlich-sozialen Abgeordneten 
immer eine gute Gelegenheit dar, zu 
hören, welche Themen die Menschen 
in unserem Land derzeit besonders 
bewegen.  

Alle vier Jahre informiert der 
Agrarpolitische Bericht der Bundes-
regierung über längerfristige Entwick-
lungen im Bereich der Landwirtschaft 
und der ländlichen Räume. Nach dem 
am Freitag im Deutschen Bundestag 
vorgestellten Bericht erzielte die 
Agrarbranche mit den ihr vor- und 
nachgelagerten Bereichen im maß-
geblichen Stichjahr 2009 rund 6,5 
Prozent der Bruttowertschöpfung 
der deutschen Wirtschaft. Damit 
waren in Deutschland nicht nur 
rund 5 Millionen Menschen in der 
Landwirtschaft beschäftigt, auch auf 
den internationalen Märkten ist die 
Branche erfolgreich. Die deutsche 
Ernährungswirtschaft verdient jeden 
vierten Euro im Export und die Ex-
portzahlen steigen weiter an. 

Als große Herausforderungen an 
die Land- und Ernährungswirtschaft 
beschreibt der Bericht die hoch vola-
tilen Rohstoffmärkte und steigenden 
Rohstoffpreise, den Klimawandel und 
die Bewältigung des Hungerproblems 
in armen Ländern. 

Die politisch größte Herausforde-
rung dürfte allerdings die Gestaltung 
einer gemeinsamen Agrarpolitik unter 
dem Dach der Europäischen Union 
werden. So stoßen die Vorschläge 
der EU-Kommission zur Reform der 
europäischen Landwirtschaftspolitik 
weiter auf Widerstand in Deutsch-
land und anderen EU-Ländern. Diese  
befürchten, dass die Landwirtschaft 
mit dem Reformpaket überfordert 
sein könnte. 

Die gemeinsame Landwirtschafts-
politik muss vereinfacht und ein Über-
maß an Bürokratie unbedingt vermie-
den werden – so Bundesministerin 
Ilse Aigner. Sie fürchtet zu strenge 
Auflagen durch die EU-Kommission 
und fordert deshalb, kleine Landwirte 
von Auflagen auszunehmen, den EU-
Ländern mehr Spielraum zu sichern 
und nach angepassten Lösungen zu 
suchen. Denn die Landwirte sollen 
weiter ihrer täglichen Arbeit auf den 
Feldern nachgehen können, anstatt 
unnötige Papierwirtschaft an ihren 
Schreibtischen betreiben zu müssen. 
Aus diesem Grund setzt sich die 
CSU-Landesgruppe um Ministerin 
Ilse Aigner weiter konsequent für den 
Abbau übermäßiger Bürokratie im 
Landwirtschaftssektor ein.
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Transplantationsgesetz

Bereitschaft zur Organspende erhöhen
In Deutschland warten derzeit rund 12.000 Menschen auf ein Spenderorgan. Um die Chance dieser Menschen 
auf ein möglicherweise lebensrettendes Organ zu verbessern, hat sich der Deutsche Bundestag in dieser 
Woche mit der Änderung des Transplantationsgesetzes befasst. Eine sogenannte „Entscheidungslösung“ soll 
dazu beitragen, die Bereitschaft der Menschen zur Organspende zu erhöhen. 

++++ Blick nach links ++++ Blick nach links  ++++ Blick nach links  ++++

Rostrote Ränke
Echt Stimmung an Bord haben zurzeit 
die Rostroten im Saarland. Dort hat 
sich DIE LINKE nach Angaben der 
Süddeutschen Zeitung in den letzten 
Jahren – welch Überraschung – den 
Ruf erworben, ein Sammelbecken 
für Querulanten zu sein. Der Frakti-
onschef im Merziger Stadtrat wurde 
sogar aus der Partei geworfen. Ein 
Homburger Arzt stellte einer Partei-
genossin, die eine Wahllistenaufstel-
lung kritisiert hatte, in einem internen 
Bericht die „Ferndiagnose einer an-
haltenden wahnhaften Störung“. Und 
der Landtagsabgeordneten Dagmar 
Ensch-Engel verbot ein Gericht An-
fang des Jahres gar, einen früheren 
LINKE-Kreisvorsitzenden „Chinesenfi-
cker“ zu nennen. Kein Wunder, dass 
die Rostroten im Südwesten krampf-
haft versuchen, den Wahlkampf zur 
Oskar-Show zu machen - alles andere 
wäre wohl zu ehrlich.

Grünes Gezänk
Während es draußen grünt, ist in der 
GRÜNEN-Parteispitze das Grauen 
ausgebrochen – über eine Spit-
zenkandidatendebatte zur Unzeit. 
Zuerst hieß es, Jürgen Trittin könnte 
die alleinige Spitzenkandidatur 2013 
anstreben. Während das fleißig rela-
tiviert wurde, kündigte Claudia Roth 
ihre Kandidatur an, was anschlie-
ßend ebenfalls relativiert wurde. Die 
Hauptsorge der tief in Realos und 
Fundis gespaltenen Partei ist, dass 
Roth und Trittin – beide Fundis  – 
der Motivation der Realo-Hälfte 
der Partei im Wahlkampf schaden 
könnten. Dummerweise haben sich 
die Ober-Realos Renate Künast und 
Cem Özdemir zuletzt so bravourös 
selbst zerlegt, dass ihre Fähigkeit zur 
Spitzenkandidatur infrage steht. Frei 
nach einer alten Volksweisheit gilt: Im 
Märzen (2012) der Wahlkampf (2013) 
die Grünen umpflügt.

Rot-grüne Denke
Wir malen uns die Welt, wie sie uns 
gefällt – das dürfte die Maxime des 
neuen rot-grünen Thinktanks „Denk-
werk Demokratie“ sein. Nachdem 
das von Andrea Nahles (SPD) und 
Steffi Lemke (GRÜNE) angeschobene 
Projekt zunächst sogar in den eige-
nen Reihen als „dämlich“ bezeichnet 
worden war, hat es laut Tagesspie-
gel inzwischen „den Rückhalt der 
eigenen Parteiführungen“. Ganz 
so einfach ist es indes nicht: Denn 
eben diese Parteiführungen werden 
klar vorgeben, wie frei das Denken 
sein darf. Die Marschrichtung steht 
bereits fest: Schuldenbremse infrage 
stellen und Haushaltskonsolidierung 
kritisieren. Rot-Grün biegt mal wieder 
scharf links ab. LINKE und PIRATEN 
dürfen übrigens erstmal nicht mitgrü-
beln – man habe schließlich einen 
„Kreis des Vertrauens“ gebildet, so 
ein „Denkwerk“-Mitglied.

Gut informierte Menschen ste-
hen einer Organspende insgesamt 
positiver gegenüber – das belegt 
eine Studie der Bundeszentrale für 
gesundheitliche Aufklärung. Aus die-
sem Grund haben Abgeordnete aller 
Bundestagsfraktionen einen Gesetz-
entwurf auf den Weg gebracht, der 
vorsieht, die Bürgerinnen und Bürger 
in unserem Land künftig besser über 
die Organspende zu informieren. 

Jeder soll in die Lage versetzt 
werden, sich mit der Frage seiner 
eigenen Spendebereitschaft ernst-
haft zu befassen. Zudem soll jeder in 
regelmäßigen Abständen ausdrück-
lich aufgefordert werden, freiwillig 
eine Entscheidung zur Organspende 
abzugeben – ohne dass dabei die 
Entscheidungsfreiheit des Einzelnen 
eingeschränkt wird. Vorgesehen ist, 
dass die gesetzlichen Krankenkassen 
und die privaten Krankenversiche-

rungen dazu verpflichtet werden, 
ihren Versicherten geeignetes Infor-
mationsmaterial zur Organspende 
zur Verfügung zu stellen. Auch sollen 
im Zusammenhang mit der Ausgabe 
der elektronischen Gesundheitskar-
te oder mit der Beitragsmitteilung 
Organspendeausweise zur Verfü-
gung gestellt werden, auf dem man 
seine Entscheidung bezüglich der 
Organspende dokumentieren kann. 
Erstmalig werden hierzu alle Bür-
gerinnen und Bürger im Laufe des 
ersten Jahres nach Inkrafttreten des 
Gesetzes angeschrieben. Solange 
eine Speicherung der Organspende-
erklärung auf der Gesundheitskarte 
noch nicht möglich ist, werden die 
Versicherten in einem regelmäßigen 
Abstand von zwei Jahren informiert 
und zur Abgabe einer Erklärung auf-
gefordert. Nach der Aufforderung im 
Jahre 2012 soll dies noch alle fünf 
Jahre geschehen.

Auch Bund und Länder werden in 
die Pflicht genommen. So soll bei der 
Ausgabe von amtlichen Ausweisdo-
kumenten wie Pass, Personalausweis 
oder Führerschein, geeignetes Auf-
klärungsmaterial zur Organspende 
ausgehändigt und Organspendeaus-
weise zur Verfügung gestellt werden.

Die CSU-Landesgruppe begrüßt, 
dass mit der 1. Lesung im Deutschen 
Bundestag in dieser Woche nun 
eine Neuregelung der Organspende 
auf den parlamentarischen Weg 
gebracht wurde. Denn alleine in 
Bayern warten derzeit rund 1.700 
Menschen auf ein Spenderorgan. Ziel 
der christlich-sozialen Abgeordneten 
ist es, einen gesetzlichen Rahmen 
zu schaffen, der dazu beiträgt, das 
Leben dieser Menschen zu retten, zu 
verlängern oder ihre Lebensqualität 
durch eine Organtransplantation 
entscheidend zu verbessern. 
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Kleiner Staatsbesuch

Die CSU-Landesgruppe im Gespräch 
mit dem Schweizer Botschafter
Zahlreiche Abgeordnete der CSU-Landesgruppe um den Parlamenta-
rischen Geschäftsführer Stefan Müller trafen in dieser Woche in Berlin 
den Botschafter der Schweiz in Deutschland, Tim Guldimann, um mit ihm 
verschiedene grenzübergreifende Themen zu besprechen.

Forschung 

Ernährung 
weltweit sichern
Fast eine Milliarde Menschen lei-
den weltweit Hunger während in 
Deutschland jährlich rund 11 Mil-
lionen Tonnen Lebensmittel weg-
geworfen werden. Deshalb hat die 
christlich-liberale Koalition einen 
Antrag in den Bundestag einge-
bracht, der zur Sicherung der welt-
weiten Ernährung beitragen soll. 

++ kurz notiert ++ kurz  notiert ++ kurz notiert ++ kurz notiert ++ kurz notiert ++ 

Griechenland-II-Paket

Der Internationale Währungsfonds 
hat vergangene Woche erklär t, 
sich an dem zweiten Rettungspa-
ket für Griechenland mit zusätzlich 
18 Mrd. Euro zu beteiligen. Zuvor 
hatte bereits ein Großteil der Pri-
vatgläubiger Griechenlands durch 
einen erfolgreichen Anleihetausch im 
Wert von insgesamt 172 Mrd. Euro 
zur Umschuldung Griechenlands 
beigetragen. Auch Griechenland 
hat seine Verpflichtungen erfüllt 
und  alle Gesetzgebungsakte in den 
Bereichen Konsolidierung, Verbesse-
rung der Einnahmen, Rentenreform, 
Finanzmarktregulierung und wachs-
tumsfördernde Strukturreformen ver-
abschiedet. Der Weg für das zweite 
Hilfspaket für Griechenland in Höhe 
von 94,5 Mrd. Euro ist damit frei.

Haushaltskonsolidierung

Das Bundeskabinett hat in dieser 
Woche die Eckwerte zum Regie-
rungsentwurf des Bundeshaushalts 
2013 und zum Finanzplan 2012 bis 
2016 beschlossen. Danach wird 
Deutschland voraussichtlich schon 
2014 – und damit zwei Jahre früher 
als vorgeschrieben – die verfassungs-
rechtlichen Vorgaben der Schulden-
bremse einhalten können. Dank der 
umsichtigen Haushaltspolitik der 
unionsgeführten Bundesregierung 
wird es spätestens im Jahr 2016 ge-
lingen, einen ausgeglichenen Haus-
halt für den Bund vorzulegen. Dies 
stellt einen ganz entscheidenden Er-
folg der Arbeit der christlich-liberalen 
Koalition dar, die weiter für sinnvolle 
Investitionen bei gleichzeitiger Haus-
haltskonsolidierung steht. 

Die Sicherung der weltweiten Er-
nährung zählt zu einer der zentralen 
Herausforderungen der internationa-
len Gemeinschaft. Mit dem in dieser 
Woche vom Deutschen Bundestag 
beschlossenen Antrag der christlich-
liberalen Koalition „Forschung zur 
Sicherung der weltweiten Ernährung“ 
wird der Blick auf Menschen gelenkt, 
die heute – vor allem in Entwicklungs-
ländern – noch immer nicht genügend 
zu essen haben. Zentraler Baustein 
im Kampf gegen den Hunger und 
Mangelernährung ist die Forschung. 
Deshalb wird die christlich-liberale 
Koalition die Forschung in diesem 
Bereich intensivieren. Dadurch sollen 
die Lebensmittelproduktion gesteigert 
und ein System aufgebaut werden, 
das die Ernährung weltweit nachhaltig 
sicherstellt.

Foto:  CSU-Landesgruppe

Ordensverleihung

Dem Parlamentarischen Staatssekre-
tär beim Bundesminister der Finanzen 
und Bayreuther CSU-Bundestagsab-
geordneten Hartmut Koschyk wurde 
durch Botschafter Taeyoung-Moon 
der Erste-Klasse-Orden der Republik 
Korea in Form der „Gwanghwa-
Medaille“ für seine besonderen 
diplomatischen Verdienste verliehen. 

Die Schweiz 
stellt für Deutsch
land seit jeher 
einen wichtigen 
Partner dar. Nicht 
nur  au fgrund 
der räumlichen 
und kulturellen 
Nähe steht die 
Schweiz aber 
auch in einem 
besonders en-
gen Verhältnis 
zu Bayern. Dies 
wurde beim Ge-
spräch der Abgeordneten der CSU-
Landesgruppe mit dem Schweizer 
Botschafter in Deutschland in dieser 
Woche einmal mehr deutlich.

 Auf Einladung von Botschafter Tim 
Guldimann waren die christlich-sozi-
alen Abgeordneten in das Schweizer 
Botschaftsgebäude in Berlin gekom-
men, um mit ihm über verschiedene 
politische Themen zu sprechen. Dabei 

ging es vor allem 
um Ene rg i e - 
und Verkehrs-
po l i t i k  sowie 
das deutsch-
schweizerische 
Steuerabkom-
men. Auf großes 
Interesse der 
b a y e r i s c h e n 
Bundestagsab-
g e o r d n e t e n 
stieß insbeson-
dere auch das 
Thema Volksab-

stimmungen. Die direkte Demokratie 
gehört zum Selbstverständnis der 
Schweiz und ist dort über Jahrzehnte 
gewachsen. Parlamentarischer Ge-
schäftsführer Stefan Müller freute sich 
über die Einladung des Schweizer 
Botschafters und betonte, das die 
Pflege von bilateralen Kontakten nicht 
nur Sache der Regierungen, sondern 
auch der einzelnen Parlamentsmit-
glieder sei.  

Foto: CSU-Landesgruppe

Palamentarischer Geschäftsführer Stefan Müller 
und dessen Stellvertreterin Daniela Ludwig mit 
Botschafter Tim Guldimann (v.l.n.r.) in dieser 
Woche beim Besuch in der Schweizer Botschaft 


